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3. Wahlperiode 


Drucksache 1820 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Inneres 
(6o Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Ent- 
wurf eines Gesetzes über die Erhöhung von Dienst- 
und Versorgungsbezügen 

— Drucksache 1734 — 


A. Bericht des Abgeordneten Hansing 


Der Ausschuß für Inneres hat in seiner Sitzung 
vom 25. April 1960 die Beratung des Entwurfs eines 
Gesetzes über die Erhöhung von Dienst- und Ver- 
sorgungsbezügen — Drucksache 1734 — aufgenom- 
men und abgeschlossen. 

Der Ausschuß für Inneres faßte hierzu folgende 
Beschlüsse: 

1. Die Beamtenbezüge (Grundgehälter und Ortszu- 
schläge) werden um neun Prozent erhöht. 

Dieser Beschluß wurde mit Mehrheit gefaßt. 

2. Die Differenz zwischen der Tarifklasse IV und 
III des Ortszuschlages wird halbiert, d. h., daß 
der Ortszuschlag in der Tarifklasse IV um die 
Hälfte der Differenz zu Tarifklasse III des Orts- 
zuschlags erhöht wird. 

Dieser Beschluß wurde mit Mehrheit gefaßt. 

3. Als Tag des Inkrafttretens wurde der 1. Januar 
1960 beschlossen. 

Dieser Beschluß wurde mit Mehrheit bei Stimm- 
enthaltungen gefaßt. 

Der mitbeteiligte Haushaltsausschuß behandelte 
den Entwurf unter Berücksichtigung der Beschlüsse 
des Ausschusses für Inneres in seiner Sitzung vom 


4. Mai 1960 und faßte seinerseits hierzu folgende 
Beschlüsse: 

1. Die Beamtenbezüge (Grundgehälter und Ortszu- 
schläge) werden um sieben Prozent erhöht. 

Dieser Beschluß wurde mit Mehrheit bei einer 
Stimmenthaltung gefaßt. 

2. Die Differenz zwischen der Tarifklasse IV und 
III des Ortsziischlages wird halbiert, d. h., daß 
der Ortszuschlag in der Tarifklasse IV um die 
Hälfte der Differenz zu Tarifklasse III des Orts- 
zuschlages erhöht wird. 

Dieser Beschluß wurde einstimmig gefaßt. 

3. Der Haushaltsaiisschuß empfiehlt dem feder- 
führenden Ausschuß für Inneres folgende Be- 
stimmung in das Gesetz aufzunehmen: 

„Der für jedes Kind im Ortszuschlag enthal- 
tene Zuschlag wird um einheitlich 3, — DM in 
allen Ortsklassen und allen Tarifklassen er- 
höht. 

Dieser Beschluß wurde einstimmig gefaßt. 

4. Als Tag des Inkrafttretens wurde der 1. Juni 
1960 bestimmt. 

Dieser Beschluß wurde mit Mehrheit gefaßt. 


Bonn, den 4. Mai 1960 


Hansing 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1734 — in der aus der 
anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 25. April 1960 


Der Ausschuß für Inneres 


Kühlthau 

Stellv, Vorsitzender 


Hansing 

Berichterstatter 
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Drudcsadie 1820 


Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebraditen Entwurfs eines Ge- 
setzes über die Erhöhung von Dienst- und Versorgungsbezügen 

— Drucksache 1734 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Inneres 
(6. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes über die Erhöhung von 
Dienst- und Versorgungsbezügen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz besdilos- 

sen: 

§ 1 

Das Grundgehalt (§ 5 Abs. 1 in Verbindung mit 
§ 21 Abs. 3 des Bundesbesoldungsgesetzes) und der 
Orlszuschlag (§ 12 des Bundesbesoldungsgesetzes in 
Verbindung mit Anlage II dazu) werden um vier 
vom Hundert erhöht. 


§ 2 

Versorgungsbezüge nadi § 48 des Bundesbesol- 
dungsgesetzes, ferner entsprechende Versorgungs- 
bezüge, auf die ein Anspruch in der Zeit vom 
1. April 1957 bis zum Tage vor dem Inkrafttreten 
dieses Gos-otzes entstanden ist, werden wie folgt 
erhöht; 

1. wenn der Bemessung der Versorgungsbezüge 
ein Grundgehalt zugrunde liegt, durch Erhö- 
hung dieses Grundgehalts und des Ortszu- 
schlages um vier vom Hundert, 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes über die Erhöhung von 
Dienst- und Versorgungsbezügen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

(1) Das Grundgehalt (§ 5 Abs. 1 in Verbindung 
mit § 21 Abs. 3 des Bundesbesoldungsgesetzes) und 
der Ortszuschlag (§12 des Bundesbesoldungsgeset- 
zes) werden um neun vom Hundert erhöht. Die um 
neun vom Hundert erhöhten Sätze des Ortszusdila- 
ges der Tarifklasse IV werden außerdem um die 
Hälfte des Unterschiedes zwischen ihnen und den 
entsprechenden Sätzen des Ortszuschlages der Tarif- 
klasse III erhöht. 

(2) Die Bundesminister des Innern und der Finan- 
zen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung die 
Sätze des Grundgehalts und des Ortszuschlages, 
die sich aus Absatz 1 ln den Anlagen I und II des 
Bundesbesoldungsgesetzes ergeben, unter Auf- oder 
Abrundung auf volle Deutsche Mark neu festzuset- 
zen. Bei der Festsetzung der Gnindgehaltssätze sind 
§§ 54 und 55 Abs. 2 und 4 des Bundesbesoldungsge- 
setzes zu beachten. Dabei sind geringfügige Abwei- 
chungen von dem in Absatz 1 vorgeschriebenen Er- 
höhungssatz zulässig. 

§ 2 

Versorgimgsbezuge nach § 48 des Bundesbesol- 
dungsgesetzes und entsprechende Versorgungsbe- 
züge, auf die ein Anspruch in der Zeit vom 1. April 
1957 bis zum Tage vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes entstanden ist, werden wie folgt erhöht: 

1. wenn der Bemessung der Versorgungsbezüge 
ein Grundgehalt nach einer Besoldungsordnung 
des Bundesbesoldungsgesetzes zugrunde liegt, 
durch Zugrundelegung des nach § 1 Abs. 2 
festgesetzten Gnmdgehalts und Ortszuschla- 
ges, 
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Entwurf 


2. wenn der Bemessung der Versorgungsbezüge 
ein Grundgehalt nicht zugrunde liegt, durch 
Erhöhung dieser Bezüge um vier vom Hun- 
dert. 

§ 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 4 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom in 

Kraft. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

la. wenn der Bemessung der Versorgungsbezüge 
ein Grundgehalt zugrunde liegt, das sich nicht 
aus einer Besoldungsordnung des Bundesbesol- 
dungsgesetzes ergibt, durch Erhöhung dieses 
Grundgehalts um neun vom Hundert und un- 
ter Zugrundelegung des nach § 1 Abs. 2 fest- 
gesetzten Ortszuschlages, 

2. wenn -der Bemessung der Versorgungsbezüge 
ein Grundgehalt nicht zugrunde liegt, durch 
Erhöhung dieser Bezüge um neun vom Hun- 
dert. 

§ 3 

unverändert 


§ 4 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1960 in Kraft. 
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